
In Artikel 70 Grundgesetz (GG) ist festgelegt, dass die Länder das Recht zur 
 Gesetzgebung haben, soweit diese Befugnis nicht dem Bund zusteht. In der 
Praxis liegt das Schwergewicht in der Gesetzgebung jedoch beim Bund. Zur 
Abgrenzung der Zuständigkeit dienen die Vorschriften des Grundgesetzes über 
die ausschließliche und die konkurrierende Gesetzgebung.

Ausschließliche Gesetzgebung des Bundes (Artikel 71, 73 GG)
Für Bereiche, die im Interesse der Bürger bundeseinheitlich geregelt sein sollten, 
weist das Grundgesetz dem Bund die ausschließliche Befugnis zur Gesetzgebung 
zu. Dies gilt zum  Beispiel für Auswärtige Angelegenheiten, für den Bereich der Ver-
teidigung sowie für das Währungs- und Geldwesen. Die Länder dürfen hier nur 
 Gesetze erlassen, wenn sie aus drücklich durch Bundesgesetz dazu ermächtigt werden. 

Konkurrierende Gesetzgebung (Artikel 72, 74 GG)
Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung liegt das Gesetzgebungsrecht 
grundsätzlich ebenfalls beim Bund. Die Länder können jedoch selbst Gesetze 
 erlassen, solange und soweit der Bund von seiner Zuständigkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat. 

In einzelnen Gebieten – wie etwa dem Wirtschaftsrecht – darf der Bund nur Gesetze 
erlassen, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse oder 
die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse 
dies erforderlich macht. In anderen Bereichen wiederum dürfen die Länder von 
Bundesgesetzen abweichende Regelungen treffen – dies gilt beispielsweise für den 
Naturschutz. In diesen Fällen geht das jeweils spätere Gesetz vor.

Zustimmungsgesetze
Alle Gesetze, die in besonderer Weise die Interessen der Länder berühren, brauchen 
die Zustimmung des Bundesrates. Dabei handelt es sich unter anderem um Gesetze, 
die die Verfassung ändern (Artikel 79 Abs. 2 GG), Gesetze, die die Finanzen der Länder 
 erheblich berühren (z. B. Artikel 104a, 105 Abs. 3 GG), und Gesetze, die in die Verwal-
tungshoheit der Länder eingreifen (z. B. Artikel 84 Abs. 1, 85 Abs. 1 GG). Verweigert 
der Bundesrat endgültig die Zustimmung, ist ein solches Gesetz gescheitert.

Einspruchsgesetze
Alle anderen Gesetze sind sogenannte Einspruchsgesetze. Der Bundesrat kann nach 
Abschluss des Vermittlungsverfahrens Einspruch gegen das Gesetz einlegen. Dieser 
kann allerdings vom Bundestag zurückgewiesen werden. Der Bundesrat hat von diesem 
Recht in der Vergangenheit relativ selten Gebrauch gemacht.
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Das Gesetzgebungsverfahren des Bundes
Gesetzesbeschluss  
des Bundestages
Artikel 77 Abs. 1 GG

3
Im Bundestag wird der Ge setz­
entwurf in drei  Lesungen beraten. 
Nach der ersten Lesung wird  
die Vorlage in der Regel den 
zu ständigen Fach ausschüs sen 
zugewiesen. Der zweiten 
 Be ratung des Gesetzentwurfs  
folgt meist unmittelbar die  
dritte Lesung mit der Schluss­
abstimmung:  Ent weder der 
Bundestag verabschiedet den 
Gesetz entwurf oder er lehnt  
ihn ab.

Gesetzesinitiative
Artikel 76 Abs. 1 GG

Stellungnahme
Artikel 76 Abs. 2, 3 GG

1
Gesetzesvorlagen werden beim 
Bundes tag durch die Bundes­
regierung, aus der Mitte des  
Bundestages (von einer Frak tion 
oder von mindestens 5 % der  
Mitglieder) oder durch den  
Bundesrat eingebracht. Diese 
 Befugnis wird als Initiativrecht 
 bezeichnet.

2
Gesetzesinitiativen des Bundes­
rates werden über die Bundes­
regierung an den Bundestag 
weitergeleitet. Die Bundes re gie­
rung soll dabei ihre Auf assung  
zu der Gesetzesvorlage darlegen. 
Gesetzentwürfe der Bundes­
regierung werden zunächst im 
Bundesrat behandelt (erster 
Durchgang). Er kann zu den 
Regierungsentwürfen Stellung 
nehmen. Die Bundes regierung 
kann auch hierzu ihre Aufassung 
 darlegen (Gegen äußerung).

Bundesrat

Bundestag

Bundesregierung

nimmt Stellung

Gesetzesvorlage

Gesetzesvorlage

Zustandekommen/ 
Scheitern eines Gesetzes
Artikel 78 GG

Gegenzeichnung
Artikel 82 Abs. 1 i.V.m.  
Artikel 58 GG

Ausfertigung und  
Verkündung 
Artikel 82 Abs. 1 GG

Einspruch des 
Bundesrates
Artikel 77 Abs. 4 GG

Zweiter Durchgang 
im Bundesrat
Artikel 77 Abs. 2, 2a GG

Vermittlungsverfahren
Artikel 77 Abs. 2, 2a GG

Erneute Beratung
Artikel 77 Abs. 2a, 3 GG

4
Alle vom Bundestag beschlossenen 
Gesetze werden dem  Bundesrat 
zugeleitet (zweiter Durchgang).  
Die Mitwirkungsmöglichkeiten des 
Bundes rates hängen davon ab,  
ob es sich um Zustimmungs­  
oder Einspruchsgesetze handelt. 
Gesetze, die der ausdrücklichen 
Zustimmung des Bundesrates 
bedürfen, sind explizit im Grund­
gesetz aufgeführt. Alle Gesetze, die 
nicht einem der dort genannten 
Fälle oder Materien zugeordnet 
 werden können, sind Einspruchs­
gesetze.

5
Wenn sich Bundestag und Bun­
des rat über einen Gesetzesbe­
schluss nicht einig sind, besteht 
die Möglichkeit, den Vermitt­
lungsausschuss einzuberufen. 
Dieser soll einen Kompromiss 
finden. Der Vermittlungsaus­
schuss besteht aus 16 Mitgliedern 
des Bundesrates und 16 Bundes­
tagsabgeordneten. Er kann vom 
Bundesrat einbe rufen werden 
und – wenn der Bundesrat einem 
zustimmungs bedürftigen Gesetz 
nicht  zustimmt – auch von Bun­
destag und Bundesregierung. 
Somit sind mehrere Vermitt­
lungs verfahren möglich.

6
Schlägt der Vermittlungs aus­
schuss vor, das Gesetz zu  ändern, 
muss diese Empfehlung bestä­
tigt  werden. Mit diesem Ände­
rungsbeschluss befasst sich dann 
auch erneut der Bundesrat. 
Schlägt der Vermittlungs aus­
schuss vor, das Gesetz nicht  
zu ändern, wird es nur dem 
 Bundesrat zugeleitet. 
Dieser entscheidet dann, ob er
○  es billigt oder Einspruch   

einlegt,
○  zustimmt oder seine 

 Zustimmung verweigert.

7
Ein Einspruch des Bundesrates 
kann durch den Bundestag 
mit absoluter Mehrheit, also 
der Mehrheit seiner Mitglieder, 
überstimmt werden. Bei einer 
Zweidrittelmehrheit für den 
Einspruch im Bundesrat muss 
auch eine entsprechende Mehr­
heit im Bundestag  zustande 
kommen.

8
Ein Gesetz kommt zustande, 
wenn der Bundesrat
○  ihm zustimmt,
○  den Vermittlungs ausschuss 

nicht anruft ( Billigung),
○  nach erfolgtem Vermittlungs­

verfahren keinen  Einspruch 
einlegt 

oder wenn der Bundestag 
den  Einspruch überstimmt. 
Es scheitert
○  bei fehlender Zustimmung 

(gegebenenfalls nach einem 
oder mehreren Vermittlungs­
verfahren),

○   wenn der Bundestag einen 
 Einspruch nicht überstimmt.

9
Das Gesetz wird vom Bundes­
kanzler/von der Bundes kanzlerin 
und dem/der zuständigen 
 Minister/in gegen gezeichnet.

10
Abschließend wird das Gesetz dem 
Bundespräsidenten zur Aus fer ti gung 
zugeleitet. Es wird im Bundes  ge setz ­
blatt  verkündet und kann dann, wie 
vom Gesetzgeber vor gesehen, in 
Kraft treten.

Bundespräsident

Bundesregierung

    

    

Gesetz

Gesetz

Zustimmungsgesetze

Einspruchsgesetze

    

keine Zustimmung

Gesetz gescheitert

Ausfertigung

Ausfertigung

Einspruch Einspruch wird  
überstimmt

Änderungs- 
vorschlag

Antrag auf Einberufung

Zustimmung

Gesetzesvorlage

keine Zustimmung

Billigung

Einspruch wird  
nicht überstimmt

Zustimmung

Billigung

ohne Änderung

ohne Änderung

Antrag auf  
Einberufung

Vermittlungs-
 ausschuss

nimmt Stellung

Gegenäußerung

Gesetze werden in Deutschland nicht einfach von der Regierung und ihrer Bundestagsmehrheit beschlossen.  
Über den Bundesrat sind die Länder entscheidend an der Gesetzgebung beteiligt. Auch wenn der Weg von Gesetzen  
kompliziert erscheint: Diese Regelung bringt mehr Diskussion, mehr Kontrolle und damit mehr Demokratie.
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